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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Anne Franke, Gülseren 
Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Gisela 
Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 

Horst Arnold, Dr. Simone Strohmayr, Klaus Adelt, Volkmar Halbleib, Natascha 
Kohnen, Markus Rinderspacher, Margit Wild und Fraktion (SPD) 

Neues atomares Wettrüsten stoppen – UN-Atomwaffenverbotsvertrag unterzeich-
nen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag teilt die Ziele der Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atom-
waffen. Der Landtag fordert deshalb die Staatsregierung auf, sich auf Bundesebene für 
eine deutsche Unterzeichnung und Ratifizierung des UN-Vertrags über das Verbot von 
Kernwaffen einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Am 02.08.2019 ist die Kündigung des INF-Vertrags, dem Verbot aller nuklearen Mittel-
streckensysteme zwischen der USA und der früheren Sowjetunion, durch die USA wirk-
sam geworden. Auch Russland hat erklärt, den Vertrag verlassen zu wollen. Anlass war 
der gegenseitige Vorwurf, den Vertrag bereits seit längerem verletzt zu haben. Es droht 
nun ein neues Wettrüsten zwischen den USA und Russland mit landgestützten Rake-
ten, die mit Nuklearsprengköpfen bestückt werden können. 

Neben diesen beiden Staaten können auch Großbritannien, Frankreich und China, aber 
auch Indien, Pakistan und Nordkorea auf mehrere Tausend Atomwaffensprengköpfe 
zurückgreifen. Ungeachtet der schrecklichen Folgen der Nutzung von Atomwaffen, stre-
ben darüber hinaus auch heute noch Staaten in Atomwaffenprogrammen die Entwick-
lung eigener nuklearer Sprengköpfe an. Der Schrecken, der von Atomwaffen ausgeht, 
ist deshalb auch nach Ende des Kalten Krieges immer noch gegenwärtig und kann für 
jeden jederzeit wieder schreckliche Realität werden. 

Die Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) – ein breites 
Bündnis internationaler Nichtregierungsorganisationen mit einer Vielzahl von Partnern 
von Gewerkschaften über religiöse und humanitäre Institutionen bis hin zu Umwelt-
schutzorganisationen – war maßgeblich am Zustandekommen des aktuellen UN-Ver-
trags über das Verbot von Kernwaffen (UN-Atomwaffenverbotsvertrag) beteiligt. Für 
dieses Engagement erhielt ICAN im Jahr 2017 den Friedensnobelpreis. 

Der Vertrag über das Verbot von Kernwaffen wurde von den Vereinten Nationen im 
Juli 2017 mit 122 Ja-Stimmen verabschiedet. Er verbietet die Entwicklung und Produk-
tion, den Test, Erwerb, die Lagerung und den Transport, die Stationierung und den Ein-
satz von Atomwaffen, sowie die Drohung mit ihnen. Auf der UN-Generalversammlung 
im September 2017 unterzeichneten zunächst 53 Staaten den Vertrag. Weder die 
Atommächte noch die NATO-Staaten, mit Ausnahme der Niederlande, nahmen an der 
Aushandlung und Abstimmung teil. Deutschland hat den UN-Atomwaffenverbotsvertrag 
bisher nicht unterzeichnet. 
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Zahlreiche Abgeordnete aus dem Europaparlament, dem Bundestag und den Landta-
gen haben deshalb eine Erklärung unterzeichnet, die die Ziele von ICAN unterstützt und 
die Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrags durch Deutschland fordert. Darun-
ter sind auch viele Abgeordnete aus Bayern. Die Landeshauptstadt München hat im 
März 2019 als eine der ersten Städte in Deutschland den ICAN-Städteappell für ein 
Atomwaffenverbot unterzeichnet. Nürnberg, Fürth, Erlangen, Aschaffenburg, Lindau 
sind diesem Beispiel gefolgt. Auf Länderebene sind Bremen, Berlin und Rheinland-Pfalz 
dem Aufruf gefolgt und haben sich mit einem entsprechenden Beschluss für ein Atom-
waffenverbot ausgesprochen. 

 


